           


             EUROPÄISCHE VORSCHRIFTEN UND PISTENFRAGEN	


	                                                                               


                                          (verfaßt von Dr. Wolfgang Grosslercher)





 Die in Zusammenhang mit der Entwicklung des Tourismus im allgemeinen sowie des Wintertourismus 


im besonderen sich ergebenden Probleme betreffend die Freizügigkeit innerhalb der EU,die  Wettbe-


werbsverzerrungen im Förderungsbereich von Aufstiegsanlagen,die Sicherheits- und Umweltaspekte 


im Pistensektor haben dazu geführt,daß die EU teilweise für diesen Bereich Richtlinien,aber nicht  Vor-


schriften erlassen hat und dabei vor allem im Umweltsektor tätig geworden ist.


                                                                                                


Grundsätzlich muß jedoch festgehalten werden,daß Skipisten nicht in den primären Zuständigkeitsbe-


reich der EU-Kommission fallen,sondern im Rahmen des Subsidiaritätsprinzips in jenen der Mitglieds-


staaten oder ihrer Gebietskörperschaften.





In der Folge habe ich versucht,mögliche Zusammenhänge zwischen dem Thema "Skipisten" und dem


Gemeinschaftsrecht herzustellen,sowohl in der legislativen Arbeit der Europäischen Kommission als


auch in der Judikatur des Gerichtshofes.Einschlägige EuGH-Urteile zu diesem Thema habe ich dabei


keine gefunden,sondern nur indirekt folgende Aspekte:





1.Umweltaspekte: UVP-Richtlinie 97/11/EG vom 3.3.97 (Ergänzung zu Richtlinie 85/337/EWG),


   die bestimmt,wann bei öffentlichen und privaten Projekten,also auch bei Skipisten,eine UVP 


   durchgeführt werden müßte.





2.Wettbewerbsaspekte: Beihilfen  an die Liftbetreiber/Es gibt verschiedene Untersuchungen der


    Kommission, die aber nichts mit Skipisten an sich,sondern nur mit den öffentlichen Beihilfen an 


   die Betreibergesellschaften zu tun haben.





3. Binnenmarktaspekte: Anerkennung der Skilehrer-Ausbildung innerhalb der EU-Mitgliedsstaaten.


     Hier gab es zahlreiche Beschwerden an die Kommission,speziell seitens dänischer und britischer


     Skilehrer,die in den verschiedenen Mitgliedsstaaten (besonders Frankreich und Österreich) ihre


     Arbeit nicht ausüben durften,weil ihre Diplome nicht anerkannt wurden,im Widerspruch zur 


      Diplomanerkennungs-Richtlinie. Dieser Fall ist nicht ganz abgeschlossen,da Frankreich noch bis 


     1999 eine Ausnahmegenehmigung  erhalten hat,zusätzliche Prüfungen von jenen ausländischen


     Skilehrern zu verlangen,deren Ausbildung "substantielle Unterschiede" zur französischen  auf-


     weisen, wobei um den Begriff "substantielle Unterschiede" entsprechend debattiert wird ...)








In Ermangelung entsprechender EU- Vorschriften für den Bereich Skipisten kann daher nur auf 


die oben erwähnten Richtlinien aus den Jahren 1985 und 1997 zurückgegriffen werden beziehungs-


weise auf die Entschließung des Europäischen Parlaments vom 12.06.1991,welche unter anderem 


die Planung,den Bau sowie den Betrieb von Skipisten und Beschneiungsanlagen zum Gegenstand  


haben.








Der Reihe nach:


Am 27.Juni 1985 erläßt der Rat der Europäischen Gemeinschaften,gestützt auf den Vertrag zur Grün-


dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft,sowie nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 


ments und des Wirtschafts-und Sozialausschusses,in Anbetracht des Umstandes,daß die beste Umweltpolitik darin besteht,Umweltbelastungen von vorneherein zu  vermeiden,statt sie erst   nachträglich in ihren Auswirkungen zu bekämpfen,die Richtlinie  85/337/EWG über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten,mit entsprechenden Auswirkungen auf den Skipistenbereich. Der Grundgedanke war dabei,daß die unterschiedlichen Rechtsvorschriften,die in den einzelnen Mitgliedsstaaten für die Umweltverträglichkeitsprüfung herrschten,zu ungleichen Wettbewerbsbedingungen führen  und sich somit  unmittelbar auf das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes auswirken konnten,weshalb eine Angleichung der jeweiligen Rechtsvorschriften vorgenommen werden mußte. Skipisten fielen dabei unter die in Anhang II angeführten Infrastrukturprojekte,für welche eine fakultative UVP-Prüfung vorgesehen war, das heißt die Mitgliedsstaaten konnten eine Prü-


fung vornehmen,falls die Merkmale des Projektes dies erforderten.





In Zusammenhang mit der wachsenden Zunahme des Sommer- und Wintertourismus in den EG-


gebieten hat das Europäische Parlament  mit der Entschließung vom 12.6.1991 zum Thema  Ge-


fährdung natürlicher und halbnatürlicher  Lebensräume in den Alpen gefordert, daß der Skibetrieb


und der Einsatz von Pistenfahrzeugen einzustellen sei, wenn die gepreßte Schneedecke an 10 Mess-


stellen 20 cm.unterschreite.





Während in der Folge kein einziger Mitgliedsstaat die „20 cm-Regelung“ übernommen hat,hat als 


einziges Bundesland  in Deutschland  Bayern am 3.Dezember  durch das Innenministerium eine                      Bekanntmachung zum Vollzug des Landesstraf-und Verordnungsgesetzes (betreffend Skiabfahrten,                                                        Skiwanderwege und Rodelbahnen) erlassen. Demnach sind sogenannte Einzelfallanordnungen in                                  Betracht zu ziehen,wenn bei Schneemangel(insbesondere bei einer Schneedecke von weniger  als                                            20 cm im präpariertenZustand auf wesentlichen Pistenteilen) durch die Fortsetzung des Sportbe-


triebes und den Einsatz der Pistengeräte Vegetationsschäden drohen. 





Während nun die erwähnte Bekanntmachung nach wie vor in Kraft ist,darf in diesem Zusammen-


hang darauf hingewiesen werden,daß durch eine entsprechende Interpretation durch die Behörde


der Inhalt derselben zwar  abgeschwächt worden ist,gleichzeitig erscheint mir jedoch der Hinweis


auf diese Bekanntmachung außerordentlich wichtig und zwar deshalb,da  dadurch hinlänglich be-


wiesen wird,daß die Anwendung einer  einheitlichen Richtlinie in diesem Bereich keinen Sinn                                           macht. Eine Pauschalregelung  bringt nichts,sind doch  bei jeder Einzelfallbeurteilung eine Viel-


zahl  von Faktoren wie Geländeverhältnisse,Untergrundbeschaffenheit,Hangneigung usw. zu be-


rücksichtigen. 





Diesem Umstand hat auch die Richtlinie 97/11/EG  DES RATES vom 3.März 1997 zur Änderung


der Richtlinie 85/337/EWG über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen 


und privaten Projekten Rechnung getragen und deshalb den jeweiligen  Mitgliedsstaaten Freiraum


gelassen bei der Festlegung von diesbezüglichen Schwellenwerten und Kriterien.


Während nun die Richtlinie 97/11 im Anhang II unter dem Titel Fremdenverkehr und Freizeit unter


Buchstabe a) erstmals ausdrücklich Skipisten,Skilifte, Seilbahnen und zugehörige Einrichtungen                                    auflistet,hat diese Richtlinie grundsätzlich und in Anlehnung an die Richtlinie 85/337 den Grundsatz


beibehalten,daß es den Mitgliedsstaaten  vorbehalten bleibt, anhand von Einzelfalluntersuchungen                                                   oder von Schwellenwerten bzw.Kriterien zu bestimmen,ob Projekte,welche unter Anhang II fallen,


einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen sind oder nicht.





Damit ist nun wiederum dem Umstand Rechnung getragen worden,daß es in den vorliegenden Fäl-


len vor allem lokale und regionale Instanzen sein sollen,welche über die besonderen Gegebenheiten                                 


und die  Entwicklung ihrer Gegend entscheiden sollen und müssen.





Während dies sicherlich nur zu befürworten ist im Sinne eines sinnvollen Naturschutzes,so muß doch                           auf der anderen Seite festgehalten werden,daß durch die Festlegung von unterschiedlichen Schwellen-


werten und Kriterien in den einzelnen Mitgliedsstaaten es doch zu gewissen Wettbewerbsverzerrungen


kommen könnte,was auch nicht immer unbedingt zielführend sein kann. Eine verantwortungsvolle Vor-


gangsweise bei der Festlegung  muß und soll daher oberstes Kriterium sein.





Daß auch die Schwellenwerte und die Kriterien selbst periodisch einer eventuellen Revision zu unter-


ziehen sind und zwar aufgrund der mittlerweile in diesem Bereich gemachten Erfahrungen  beweist


zum Beispiel der Umstand daß die Autonome Provinz Bozen  bei der derzeitigen Überarbeitung des 


UVP-Gesetzes zwar die Schwellenwerte für Skipisten beibehalten hat(neue Pisten und Änderungen                     bestehender Pisten mit einer Länge von über 2000 m oder mit einer Fläche von mehr als 5 Hektar),                                         bei den Beschneiungsanlagen jedoch nicht mehr Bezug nimmt auf eine Fläche (über 5 Hektar),son


dern auf eine Gesamtableitung von mehr als 10 l/s (ausgenommen Konzessionserneuerung ohne Er-


höhung der Wasserableitung).





Abschließend noch ein Wort zum Thema Pistensicherheit:





 Seitens der EU sind diesbezüglich noch keine Richtlinien erlassen worden, wohl aber  sind auf eu-


ropäischer Ebene CEN-Normen  in Ausarbeitung,welche für den Bereich  Aufstiegsanlagen (Be


schilderung)kurz vor der Verabschiedung stehen.





Für den Bereich Skipisten  gelten in Ermangelung entsprechender CEN-Normen die jeweiligen na-


tionalen Normen(Beschilderung),welche jedoch dank der Interessennahme und des Einsatzes der 


O.I.T.A.F  sowie  der international besetzten Fachnormenausschüsse zwischen Frankreich,Deutsch-


land,Italien und Österreich  weitgehend vereinheitlicht bzw.abgestimmt werden konnten und somit


auf europäischer Ebene und bereits im Vorfeld eventueller  EU-Richtlinien ein wesentlicher Beitrag                               zur Pistensicherheit geleistet wurde.
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